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Gefes- Sammlung 


für die 


Königligen preubiſchen Staaten. 


No. 13. 


—— 


(No. 1612.) Tarif, nach welchem das Bollwerksgeld in Jarmen zu en iſt. Vom IIten 
Mai 1835. i 2 
Al Bollwerksgeld wird entrichtet: 
I. von Kaͤhnen und Schiffsgefaͤßen, welche am Bollgerke anlegen, 
1) für Boͤte, welche nicht über eine Schiffslaſt T Tragfaͤhigkeit haben 3 Sgr. 
20 für größere Schiffsgefaͤße, fuͤr jede Schiffslaſt Tragfaͤhigkeit 3 Sgr. 
II. fuͤr das in Floͤßen ankommende Holz, welches am Bollwerke aus⸗ 
geſchleppt oder ausgefahren wird, ohne Unterſchied der Holzarten, 
von e 90 Kubikfß . 8 5 Sgr. 
Nähere Beſtimmungen. 
1) Fahrzeuge, welche ſchon die halbe Ladung und darüber anderwaͤrts einges ; 
nommen haben, entrichten: 
a) wenn fie, ohne zu loͤſchen, am Bollwerke fernere Ladung einnehmen, 
nur die Haͤlfte des Tarifſatzes, 
b) wenn ſie am Bollwerke loͤſchen, den vollen riſſae, wogegen ſie, beim 
Einnehmen von Ruͤckfracht, nur die Halfte des Tarifſatzes zu erlegen haben. 
2 Fahrzeuge, welche weniger als halb beladen am Vollwerke anlegen, zahlen: 
a) wenn ſie fernere Ladung einnehmen, den vollen Tariſſatz, 
b) wenn ſie loͤſchen, nur die Hälfte der Tarifſatze 
3) Fahrzeuge, welche, ſey es beladen oder ledig, am Bollwerke anlegen und 
ohne z zu loͤſchen oder einzuladen wieder abgehen, entrichten nur ein Viertel 
des Tarifſatzes; N 
4) die Tragfähigkeit der Fahrzeuge iſt bei entſtehenden Zweifeln durch den 
Meßbrief darzuthun, das Floßholz nach dem kubiſchen Inhalte zu deklariren. 
Befreiungen. 
Bollwerksgeld wird nicht erhoben: 
a) von Fahrzeugen, welche ausſchließl ich mit Koͤniglichen oder Staats⸗ 
Effekten beladen ſind, 
b) von unbefrachteten Boͤten und Kaͤhnen, welche zu ſolchen Schiffs⸗ 
Gefaͤßen gehoͤren, die 85 Bollwerksgeld zu entrichten haben. 
Straf⸗Beſtimmungen. 
Wer ſich der Entrichtung = durch obigen Tarif beſtimmten Abgabe 
entzieht, zahlt als Strafe das Vierfache des defraudirten Betrages. 
Berlin, den Iten 1. ai 1835. 


L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Rother. Graf v. Alvensleben. 


Jahrgang 1835. (No. 1012 — 1615.) Q (No. 1613.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 29ſten Juni 1835.) 
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5 N 
(No. 1613.) Tarif, nach welchem das Bolltverks⸗ Geld zu Neuſtadt⸗Eberswalde zu erheben 
iſt. Vom Ilten Mai 1835. 3 


Ez wird entrichtet für beladen ankommende Schiffsgefaͤße, welche an dem dor⸗ 
tigen mit Schaͤlung und Bollwerk verſehenen Auslade-Platze anlegen oder aus⸗ 
laden: ö : 


| Pr. 


g Sgr. 
1) von einem Kahne mit Bude oder Kajuͤtůee . 
2) von einem andern Kahnere SSV 
Berlin, den LIten Mai 1835. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Rother. Graf v. Alvensleben. 


(No. 1614.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23ſten Mai 1835., durch welche Seine Könige 
liche Majeftät der Stadt Koſten im Großherzogthume Poſen die revidirte 
Staͤdteordnung vom 17ten März 1831. zu verleihen geruht haben. 


Au Ihren Bericht vom 14ten Mai d. J. will Ich der Stadt Koſten im 
Großherzogthume Poſen, dem Wunſche derſelben gemäß, die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17ten März 1831. verleihen, und haben Sie den Ober-Praͤſiden⸗ 
ten der Provinz mit deren Einfuͤhrung zu beauftragen. 


Berlin, den 23ſten Mai 1835. N = 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter v. Rochow. Br 


(No. 1615.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Z3ten Juni 1835., durch welche des Koͤnigs 
Majeſtaͤt der Stadt Oſtrowo im Großherzogthume Poſen die revidirte 
Staͤdteordnung vom 17ten März 1831. zu verleihen geruht haben. 


ch will auf Ihren Bericht vom 25ſten v. M. der Stadt Ofrowo im Groß 
herzogthume Poſen, dem Wunſche derſelben gemäß, die revidirte Staͤdteordnung 
vom 17ten Maͤrz 1831. mit Ausſchluß des in der Provinz Poſen nicht anwend⸗ 
baren Tit. X. verleihen, und haben Sie mit deren Einfuͤhrung den Ober⸗ 
Praſidenten der Provinz zu beauftragen. 
Berlin, den 3ten Juni 1835. i = 
5 Friedrich Wilhelm. 

An den Staatsniniſter v. Rochow. 


Go. 1616) 


— — 
(No. 1616.) Geſetz wegen Beſtrafung der unbefugten Anfertigung öffentlicher Siegel, 
= Stempel u. ſ. w. Vom (ten Juni 1835. 8 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
or Preußen ꝛc. dc. 
thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: 5 
Da die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil II. Tit. 20. $$. 268 
und 269. wegen Beſtrafung der unbefugten Anfertigung oͤffentlicher Stempel, 
Siegel u. ſ. w. nicht umfaſſend genug befunden worden, und die Strafgeſetze 
derjenigen Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht noch nicht eingeführt 
iſt, einer entſprechenden Beſtimmung hieruͤber ermangeln, ſo verordnen Wir auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres 
Staatsraths fuͤr den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, wie folgt: 
F. 1. Ohne ſchriftliche Anweiſung der Behörde darf Niemand nachſte⸗ 
hende Gegenſtaͤnde anfertigen, oder verabfolgen laſſen:— 
1) Stempel oder Formen, welche zur Anfertigung von Metallgeld, i 
20 Stiche, Platten, Stempel oder andere Formen, welche zur Anfertigung von 

8 92 oder Stempelpapier beſtimmt ſind, oder dazu gemißbraucht wer⸗ 
den koͤnnen, 5 5 

3) Stiche, Platten, Stempel oder andere Formen, welche zu den von einer 
öffentlichen Behörde unter ihrer Firma auszuſtellenden Schuldſcheinen, Zins⸗ 
Koupons, Quittungen, Anweiſungen, Beſcheinigungen, Steuerzetteln oder 
andern dergleichen Urkunden dienen koͤnnen, 

4) öffentliche Siegel oder Stempel, welche zur Beglaubigung. öffentlicher Ur⸗ 
kunden, ſo wie des Maaßes und Gewichtes, oder zur amtlichen Bezeichnung 
oder amtlichen Verſchließung gewiſſer Sachen und Waaren dienen koͤnnen. 

FS. 2. Eben fo wenig darf Jemand, ohne eine ſchriftliche Anweiſung der 
Behoͤrde, den Abdruck der vorſtehend bezeichneten Stiche, Platten, Stempel oder 
Formen, oder irgend einen Druck von Formularen zu den daſelbſt bezeichneten 
Urkunden unternehmen oder Abdruͤcke verabfolgen laſſen. a 

Das Imprimatur des Cenſors gereicht dem Uebertreter zu keiner Entſchuldigung. 
F. 3. Die ſchriftliche Anweiſung zur Anfertigung, zum Druck oder zur 
Verabfolgung der in den K. 1 und 2. bezeichneten Gegenſtaͤnde zum Gebrauch 
für Unſere unmittelbaren Behoͤrden, kann nur von den oberen Militair- und 

Civilbehoͤrden in den Provinzen, oder ihren vorgeſetzten hoͤheren Behoͤrden er⸗ 

theilt werden; im Militair jedoch auch von den Gouvernements, Kommandantu⸗ 
ren, Regimentskommandeurs und Vorſtehern der Militgirverwaltungs⸗Behoͤrden 
fuͤr die Gegenſtaͤnde ihres Geſchaͤftsbereichs. 

4. Wer den obigen Verboten, F. 1 und 2., zuwiderhandelt, wird, in⸗ 
ſofern damit nicht ein ſchwereres Verbrechen verbunden iſt, mit dreimonatlichem 
bis zweijaͤhrigem Gefaͤngniſſe oder Feſtungsgrreſte beſtraft, und ſoll dabei auf die 
durch das Vergehen für den Staat oder das Publikum entſtandene Gefahr ber 
ſonders Ruͤckſicht genommen werden. 5 
5 . Die Anwendung dieſer Strafen wird dadurch nicht ausgefchloffen, 
daß bei der Anfertigung von Siegeln, Stempeln, Platten, Formen u. ſ. w. die 
Merkmale, durch welche die Eigenſchaft derſelben als oͤffentliche Siegel, Stem⸗ 

(Jo. 1616 10180 . ; ; pet 


= a 


pel u. ſ. w. bedingt iſt, abgeändert worden, infofern die Abänderung von der Art iſt, 
daß ſie nur bei beſonderer ſachkundiger Aufmerkſamkeit wahrgenommen werden kann. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. En 5 
Gegeben Berlin, den ten Juni 1835. == 
(EN) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. Graf v. Alvensleben.“ 
8 ER * Beglaubig t: 
8 8 Frieſe. 


1 


Co. 1617.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10ten Juni 1835. uber den Sinn des $. 610. 


Tit. 11. Theil I. des Allgemeinen Landrechts, in Betreff des Betrags der 
Leibrenten. 


N Me die Anwendung des $. 610. Tit. 11. Theil I. des Allgemeinen Land⸗ 


rechts bedarf es, wie Ich Ihnen auf den gemeinſchaftlichen Bericht vom 22ſten 
v. M. eroͤffne, keiner Deklaration, da es mit unzweifelhaften Worten ausgedruͤckt 
ift, daß bei Leibrenten⸗Vertraͤgen die Beſtimmung der Höhe der Leibrenten von 
dem Uebereinkommen der Intereſſenten abhängt, woraus von ſelbſt folgt, daß 
die Rente auch unter dem Betrage der landuͤblichen Zinſen des ausbedungenen 
Kaufpreiſes verabredet werden kann, ohne daß die Natur eines Leibrenten⸗Ver⸗ 
trages hierdurch veraͤndert wird. Sie haben dieſen Erlaß zur Belehrung der 
Gerichte, die hierüber zweifelhaft geweſen find, durch die Geſetz-Sammlung bes 
kannt zu machen. f 

Berlin, den 10ten Juni 1835. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


(No. 1618.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 20ſten Juni 1835, uͤber die Beſtrafung eines 
. Verbrechers, welcher wegen früherer Verbrechen bereits zu einer Lebens, 
wierigen Freiheitsſtrafe verurtheilt iſt. 


Au Ihren Bericht vom 30ſten v. M. beſtimme Ich für alle Provinzen der 


0 


* 


Monarchie, daß gegen einen zu lebenswieriger Freiheitsſtrafe verurtheilten Ders 
brecher, der ſich von neuem einer mit Freiheitsstrafe geſetzlich bedroheten ſtraͤfli⸗ 
chen Handlung ſchuldig macht, auf verhaͤltnißmaͤßige koͤrperliche Zuͤchtigung, ein⸗ 
ſames Gefaͤngniß oder Entziehung geſtatteter Bequemlichkeiten erkannt werden 
ſoll. In der Regel ſoll bei allen zu oͤffentlichen Arbeiten lebenslaͤnglich verur⸗ 
theilten Gefangenen koͤrperliche Zuͤchtigung, und bei lebenswierigen Arreſtanten, 
wenn die Strafe des Zuchthauſes oder der Feſtungsarbeit geſetzlich nicht Anwen⸗ 
dung findet, einſames Gefaͤngniß oder Entziehung gewohnter Bequemlichkeiten 
eintreten. Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetz⸗ Sammlung zu publiziren. 


Berlin, den 20ſten Juni 1835. . 5 
a | Friedrich Wilhelm. 
An die Stantsminifter v. Kamptz und Muͤhler. 


* 


